
   

editorial 

 

Der Irankrieg dauert seit vier Wochen und ein Ende ist nicht ab-

zusehen. Erneut hat Donald Trump einen Konflikt vom Zaun 

gebrochen: Die politischen, materiellen und psychischen Folgen 

sind noch nicht abzusehen. Fakt ist, daß die ganze Region des 

Nahen Ostens im Chaos versinkt und die Welt auf eine nie dage-

wesene Öl-und Versorgungskrise zusteuert. 

 

Die Berliner große Koalition, vom Wähler in den Bundesländern 

teils abgestraft, versucht den Spritpreis irgendwie zu deckeln. 

Vor einem mutigen Schritt, der Reduzierung oder Abschaffung 

der CO2- oder Mineralölsteuer fehlt wie immer der Mut. Das 

gleiche gilt für die Rentenreform, bei der das Fremdrentengesetz 

wieder nicht novelliert wird. 

 

Zu hoffen ist, daß der Ostersegen des Papstes: Frieden der Stadt 

und dem Erdkreis nicht verhallt! 

 

Martina Kempf    Herbert Karl 

                       Inhalt: 

editorial             Seite      1 

Aktualität      Seite      2 

Kommt eine neue  Ölkrise?    Seite      2 

US-Außenminister Rubio: 

Europa hat Zukunftschancen     Seite      3 

Die „Banater Sahara:“ 

Der Weinort Mramorak (Teil  5)   Seite      4 

Rückblick: Mit Tempo 100 in die Stagflation  Seite      6 

Presseschau:      Seite      7 

Ruhestand im Schützengraben?   Seite      7 

Geschichte kontrovers    Seite      8 

Die Weltwirtschaftskrise 1929 

in Ostpreußen (Teil 5)     Seite      8 

Buchvorstellung     Seite     11 

Kindheit in den Kriegs– und Nachkriegsjahren  Seite     11 

Erinnern      Seite     12 

Der Deutsche Orden: Von Akkon via  

Burzen- ins heidnische Preußenland (Teil 3)  Seite     12 

Literatur aus dem Osten/Impressum   Seite     14 

VAdM – Kurier 

74. Ausgabe: März 2026 
Vertriebene, Aussiedler und deutsche Minderheiten in der AfD — VAdM e. V. 

Herzlich willkommen zur 

74. Ausgabe unseres  

„VAdM-Kuriers“  

März 2026 

 

An die Bäume im Winter 

Guten Bäume, die ihr die starren entblätterten Arme 

Reckt zum Himmel und fleht wieder den Frühling herab! 

Ach, ihr müsst noch harren, ihr armen Söhne der Erde, 

Manche stürmische Nacht, manchen erstarrenden Tag! 

Aber dann kommt wieder die Sonne mit grünendem Frühling 

Euch; nur kehret auch mir Frühling und Sonne zurück? 

Harre geduldig, Herz, und birg in die Wurzel den Saft dir! 

Unvermutet vielleicht treibt ihn das Schicksal empor. 

Johann Gottfried Herder (1744 – 1803) 

Liebe Landsleute und Freunde, 

Ein frohes und gesegnetes Osterfest in 

bester Gesundheit und Frieden 

wünscht die VAdM-Redaktion 
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Aktualität 

 

Kommt eine neue Ölkrise? 

Nach dem Militärschlag gegen den Iran und der Blockade der Straße von Hormus wächst die Angst vor einem neuen Öl-

schock. Die Erinnerung an die Krisen der 1970er-Jahre ist präsent, auch wenn einiges für einen kürzeren Preisanstieg 

spricht. 
GS 

 

Gunther Schnabl 

14. März 2026 

 

Der Iran hat den Schiffsverkehr an der Straße von Hormus, durch die 20 Prozent aller Öllieferungen gehen, zum Erliegen ge-

bracht. Der Ölpreis ist stark angestiegen und schwankt zusammen mit dem Hoffen und Bangen auf ein baldiges Kriegsende. 

Die vorübergehende Aufhebung der Ölsanktionen gegen Rußland durch die USA deutet auf einen längeren Kriegsverlauf hin. 

 

Die Angst vor einer neuen Ölkrise geht um. Die erste Ölkrise (1973/74) wurde durch den Angriff von Syrien und Ägypten auf 

Israel ausgelöst. Da die USA Israel militärisch unterstützten, kürzten die arabischen OPEC-Staaten als Vergeltung die Förder-

mengen. In dem aufgrund des Vietnamkriegs bereits inflationären Umfeld stiegen die Ölpreise stark an. Die zweite Ölkrise 

folgte 1979 auf den Sturz des US-freundlichen Schahs von Persien durch die bis heute noch regierenden Mullahs. 

 

Als nach dem Platzen der Dotcom-Blase zur Jahrtausendwende die Zentralbanken in den Industrieländern die Zinsen stark 

senkten, floß viel Kapital nach China, was die Industrieproduktion und damit die Ölnachfrage anheizte. Das Ende der ultraloc-

keren Geldpolitik in den USA im Jahr 2014 leitete auch das Ende des chinesischen Investitionsbooms und der Ölpreisrallye 

ein. Mit der starken geldpolitischen Expansion in der Corona-Krise und dem Ukraine-Krieg stiegen ab 2020 die Ölpreise wie-

der steil an, bis die Zinserhöhungen der großen Zentralbanken die Wende brachten. 

 

Die Bestimmungsgrößen des Ölpreises sind vielfältig. Ein steigendes Angebot – beispielsweise durch die Erhöhung der För-

dermengen oder die Entdeckung neuer Vorkommen – läßt den Preis sinken. Eine steigende Nachfrage, welche von der Kon-

junktur abhängt, bewirkt höhere Preise. Wichtig ist auch die Geldpolitik. Wenn die Zentralbanken die Zinsen senken, heizt 

das nicht nur die Konjunktur an. Es setzt auch eine Umschichtung in Sachwerte – einschließlich Öl und Rohstoffe – ein. Infla-

tion schlägt zuerst bei Energie und Lebensmitteln an, weil man auf diese Güter nicht verzichten kann. 

Die Inflation beeinflußt die geopolitische Stabilität, weil sie negative Verteilungseffekte auf Kosten der Menschen oder 

Länder mit geringen Einkommen hat. Oft ist der Ölpreis mit dem Weizenpreis verbunden, weil Nahrungsmittel inzwischen 

ein Input für Kraftstoffe sind. Im Nahen Osten gewinnen Ölförderländer wie Saudi-Arabien oder die Vereinigten Arabischen 

Emirate. Es verlieren Öl- und Weizenimporteure wie Ägypten oder Tunesien. 

 

Langfristig dürfte mit Donald Trumps „Drill baby drill“ und mit den politischen Veränderungen in Venezuela das Ölange-

bot eher reichlich als knapp sein. Auch in Grönland soll es große Reserven geben. Die perspektivisch schwache Konjunktur 

in Ostasien und Europa deutet auf eine sinkende Nachfrage hin. Die großen Zentralbanken haben zwar zuletzt die Zinsen 

gesenkt. Doch so starke Zinssenkungen wie nach dem Platzen der Dotcom-Blase, in der globalen Finanzkrise und in der Coro-

na-Krise sind derzeit nicht mehr in Sicht. 

 

Die längerfristigen Auswirkungen des Iran-Kriegs auf die geopolitische Stabilität sind noch ungewiß. Einerseits haben die 

USA eine immense militärische Schlagkraft demonstriert. Andererseits könnte eine dauerhafte Blockade der Straße von Hor-

mus Donald Trump wegen steigender Energiepreise innenpolitisch in Bedrängnis bringen. Mehr geopolitische Stabilität gäbe 

es, wenn dem Iran bald die Kräfte schwinden würden. Immerhin ist die Flotte versenkt, der Luftraum verloren und das Ver-

hältnis der Mullahs mit großen Teilen der Bevölkerung schlecht. Oder der Iran kommt von Seiten Chinas unter Druck, das 

stark von den Öllieferungen durch die Straße von Hormus abhängig ist. 

 

Vielleicht macht auch der US-Präsident nach dem Prinzip Trump Always Chickens Out bald Frieden mit dem Iran, wenn 

sich das Mullah-Regime durch militärische Gewalt nicht beugen läßt. Es ist also noch denkbar, daß eine neue Ölkrise vermie-

den werden kann. 

 

Gunther Schnabl ist Professor für Volkswirtschaftslehre und Direktor des Thinktanks Flossbach von Storch Research Institute. 

In seiner Kolumne beleuchtet er regelmäßig Themen rund um die internationalen Finanzmärkte. 

Dieser Standpunkt spiegelt nicht zwingend die Meinung der Redaktion wider. 

 

Quelle: https://table.media/ceo/tablestandpunkt/kommt-eine-neue-oelkrise 



 3 

US-Außenminister Rubio: Europa hat Zukunftschancen, aber nicht mit Merz & Co 
 

von David Berger 

14. Februar 2026 

 

Mit ungewöhnlicher Klarheit und scharfen Worten hat US-Außenminister Marco Rubio heute auf der Münchner Sicherheits-
konferenz den politischen Kurs der vergangenen Jahre dies- und jenseits des Atlantiks infrage gestellt – und dabei nicht nur 
Energie- und Migrationspolitik kritisiert, sondern einen zivilisatorischen Weckruf an Europa und besonders an Deutschland 
gerichtet. Bei Merz & Co droht dieser freilich auf taube Ohren zu stoßen. 
 
„Um den Klimakult zu besänftigen, haben wir uns Energiegesetze auferlegt, die unsere Bevölkerung verarmen lassen, während 

unsere Konkurrenten Öl, Kohle, Erdgas und alles andere nutzen“, so US-Außenminister Rubio in seiner heutigen Rede vor der 

Münchner Sicherheitskonferenz. 

 

Katastrophe Massenmigration 
 
„Und im Streben nach einer Welt ohne Grenzen öffneten wir unsere Türen für eine beispiellose Welle massenhafter Migration, 

die den Zusammenhalt unserer Gesellschaften, die Kontinuität unserer Kultur und die Zukunft unseres Volkes bedroht. 
Diese Fehler haben wir gemeinsam gemacht. Und nun schulden wir es gemeinsam unseren Menschen, diesen Tatsachen ins 

Auge zu sehen und nach vorn zu gehen – um wieder aufzubauen.“ 

 

„Kinder desselben Hauses“ 
 
Dieses „Gemeinsam“ sollte getragen sein, vom tiefen historischen, kulturellem und zivilisatorischen Verwobensein Europas 

und die Vereinigten Staaten: „Unser Schicksal ist und bleibt untrennbar mit Ihrem verbunden“, sagte Rubio. 
Im Unterschied zu Bundeskanzler Merz, der zuvor die USA heftig angegriffen und auf erschreckende Weise sein totalitäres 

Staatsverständnis gegen Trump und Vance in Stellung gebracht hat, rief Rubio in Erinnerung, daß Amerika und Europa nicht 

nur strategische Partner sind, sondern „Kinder desselben Hauses“: „Für uns Amerikaner mag unsere Heimat zwar in der westli-

chen Hemisphäre liegen, aber wir werden immer Kinder Europas bleiben.“ 

Dieser Satz besitzt nicht nur geopolitische Bedeutung, sondern spricht das an, worauf sich jede zukunftsfähige Politik gründen 

muß – auf einem gemeinsamen, zivilisatorischen Fundament. Rubios Worte, „Wir wollen, daß Europa stark ist. Wir glauben, 

daß Europa überleben muß“, sind dabei keine bloße Wunschformel, sondern ein existentieller Appell an die europäische Ver-
antwortung gegenüber sich selbst und der Welt. 

 

Unverdientes Angebot 
 
Im Unterschied zu Merz ist Rubios Kritik nicht auf Spaltung ausgerichtet, sondern Ausdruck gemeinsamer Sorge: Daß er – wie 

eingangs zitiert – mit Nachdruck politische Entscheidungen nannte, die markante Fehler der vergangenen Jahre darstellen – 

etwa eine Politik, die nationale Souveränität zugunsten supranationaler Strukturen aufgab, oder das Öffnen der Tore für un-

kontrollierte Massenmigration, die die sozialen und kulturellen Grundlagen gefährde – war keine einseitige Schuldzuweisung. 
Das „Wir haben diese Fehler zusammen gemacht“ Rubios ist ein großzügiges, angesichts der Anti-Trump-Hetze aus der EU ein 

unverdientes Angebot, diese gemeinsam zu korrigieren. Dieses „gemeinsam“ ist der Kern des Appells: Kritik, so verstanden, 

richtet sich nicht gegen Europa als solches, sondern die Politik der Merkels, Macrons, von der Leyens und Merzs, die langfristi-

ges Überleben und Stärke untergräbt. 

 

Taube Ohren 
 
„Wir wollen ein wiederbelebtes Bündnis“, so Rubio. „Wir brauchen ein widerbelebtes Bündnis“, müßte es Trump und Rubio 

jetzt aus Deutschland entgegenschallen. Dieser Ruf wird nicht oder nur mit deutscher Übermenschenattitüde vorgetragenen 

Forderungen kommen. 

 

Ein solches überlebenswichtiges Bündnis wird mit geradezu dümmlich-arrogant auftretenden Politikern wie Merz oder von der 

Leyen kaum kommen. Sie spüren instinktiv, dass Rubio ihnen in seiner Rede gezeigt hat, von welchen „geschichtsfernen, 

dummdreisten und gefährlichen Narren (West)Europa regiert wird“ (Frank W. Haubold). Im Unterschied zu Vance hat er aller-
dings die Rute in diplomatisches Zuckerrohr verpackt. Seit der Rede Rubios ist klarer als jemals: Europa hat Chancen auf eine 

gute Zukunft, aber nicht mit Merz & Co. Die stehenden Ovationen am Ende der Rede Rubios, müßten dem letzten deutlich 

gemacht haben: Die Politiker, die Haubold treffend charakterisiert hat, müssen weg! 

 

Quelle: https://philosophia-perennis.com/2026/02/14/us-aussenminister-rubio-europa-hat-zukunftschancen-aber-nicht-mit-

merz-co/ 
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Die „Banater Sahara:“ Der Weinort Mramorak 
Teil 5 

 
MRAMORAK 

Dorf im Banat am Sand,  

wer dich kennt, 

bei dem bleibst du in Erinnerung wach. 

Mramorak, heute in fremdem Land, 

wer dich noch nennt, 

trauert dir heimweh – und sehnsuchtsvoll nach. 
 

Vergangene Heimat , 

wo Großeltern, Vater, Mutter und Kind 

enteignet, gefoltert, vertrieben nun sind, 

wir alle erlebten und liebten dich sehr; 

wir denken daran –  

vom Kirchturm die Glocken, sie rufen nicht mehr. 

 
Quelle: Heimatbuch, Seite 113 

 

Josef Wessely (S. 233) beschreibt die Ortschaft „Mramorak als ganz verödet.“ Sieben Kilometer nordwestlich von Deliblato, 

dem Ort der in Serbien der Banater Sahara ihre Namen Deliblatska Peščara gab, liegt die Ortschaft Mramorak (serb. auch Mra-

morak, ung. Homokos), letzteres bedeutet ganz schlicht: sandig: Die Sandwüste liegt etwa drei bis vier  Kilometer vom Ort ent-

fernt. 

 
Als Ort wird Mramorak zum ersten Mal 1717 als „Mramoraker Gut“ (praedium lat. für Grundbesitz, Landgut) erwähnt; die Kar-

te des Banats von Graf Mercy bezeichnet den Ort „als ganz verödet“ (Wessely, S. 233). Der Name „Mramorak“ ist angeblich 

von einer Quellenfassung am östlichen Dorfende abgeleitet; das slawische Wort „Mramor“ entspricht dem deutschen Wort 

„Marmor“ (Heimatbuch): Wir lassen dies einmal so stehen. 

 

Seit 1764 gehörte der Ort zum Deutsch-banater Grenzregiment Nr.12; (siehe die Dokumente des Schriftverkehrs – 1819,1820 – 

abgebildet  im Heimatbuch, S. 43 ff). In Mramorak lebten bereits Serben, Rumänen und Sinti bevor im Jahre 1820 die ersten 
Deutschen, evangelische Ansiedler aus Hessen ankamen; ihnen wurden entsprechende Grundstücke für den Hausbau und die 

Felder von der Habsburger Administration zugewiesen. 1821 kamen neun Familien aus umliegenden Ortschaften dazu, u.a. aus 

Franzfeld hinzu. Die Neuankömmlinge wurden wegen ihrer Ansiedlung an der Militärgrenze „Grenzer“ genannt. 

 

Kleine Bevölkerungsstatistik: 

1820 kamen die ersten deutschen Ansiedler Mramorak 

 1821 kamen 9 

Familien aus dem 

Umland. 

 1880 lebten in 

Mramorak bereits 

1431 Deutsche 

 1888 wurde die 

deutsche evangeli-

sche Kirche einge-

weiht! 

 1910 stieg die 

Einwohnerzahl auf 
2156, 

 1921 waren be-

reits 52,2%, also 

2475, Deutsche in 
Mramorak 

1941 wurden 3337 

deutsche Einwohner 

gezählt. 

Fortsetzung auf S. 5 
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Fortsetzung von 

S. 4 

 
Josef Wessely 

hingegen zog 

aus der Präsenz 

des Wachhol-

ders in Mramo-

rak seine eige-

nen Schlüsse: 
„So sehr jedoch 

der Wachholder 

in den Vorder-

grund tritt, so 

weist er sich 

demungeachtet 

keineswegs als 

treuer Begleiter 
der ganzen ba-

nater Steppe 

auf. Gegen den 

oberen Theil 

des Sandrevie-

res an Schön-

heit und Häufigkeit etwas abgenommen, tritt er plötzlich oberhalb der Breite von Mramorak gänzlich vom Schauplatze (S. 
139). 

Denn die Thatsache, dass der Wachholder-Naturwuchs über die Breite von Mramorak nicht hinausgeht, deutet auf eine suk-

zessive Veränderung des Lokalklimas hin, welche möglicherweise dem Föhrenwuchse wenigstens in solange entgegen ist, bis 

nicht die Wirkung der Donau auf die Luftfeuchtigkeit durch die Bewaldung des unteren Wüstentheils verstärkt würde“ (S. 147). 

In der Luparia stehen unter Wachholder 25jährige Schwarzföhrenhorste und Bäume von treffendem Wuchse, welche die Um-

gegend schon mit einer beachtenswerten Nachzucht versehen haben, von welcher die ältesten Exemplare 9 Jahre zählen. 

Der Boden ist jezt bis auf 6 Zoll Humös und bis auf 3′ Tiefe gebräunt. 
Bei Mramorak ist der Boden einer einstigen halbausgeweiden Kehle fest, hat oben eine zollstarke Humusschichte und zeigt 

sich bis auf 2 Fuss Tiefe dunkelbraungrau“ (S. 334). 

 

 

Wie sahen die deutschen Bewohner von Mramorak etwa hundert Jahre später ihr Dorf? Die „Sandwüste“ war voller Leben, 

wie Emmi Hinkofer-Walter in ihrem Beitrag im Mramoraker Bildband (Text und Bild, S. 316) berichtet: 

„Etwa 4 Kilometer nördlich der Mramoraker Dorfgrenze beginnt der Sand. Es ist ein leichter goldgelber, aber gebän-

digter Flugsand. Weite Flächen sind dicht mit allerlei Sandpflanzen bewachsen: angefangen bei trockenen, niedrigen 
bis höheren Gräsern (z. B. auch Sandhalm mit heller Fuchschwanzrispe), über allerlei Blumen (rote und gelbe 

»Sandblumen«, Kamillen . . . ), bis zu den schönen Golddisteln und blauen Kugeldisteln – Die Grasflächen wurden 

großtenteils als Viehweiden genutzt. 

Daran schließen Wälder, am häufigsten Pappel-, Akazien- und Kiefernwälder. Man findet aber auch Fichten, Wachol-

der, Eichen, Birken und Haselsträucher. Die Wälder sind von großem Wert. Sie bieten Windschutz, für die dazu zwi-

schenliegenden Weingärten, in der Blütezeit reiche Tracht für Bienenvölker (Akazienhonig!), Schutz und Behausung 

vieler, vieler Vögel, Krabbler, Kriecher, Läufer . . . . – vom Eichkätzchen über allerlei Hasen, Füchse, Wildkatzen bis zu 
Wildschweinen und Rehen – und uns Menschen schöne Landschaft, gute Luft und das Heizmaterial für den Winter. 

Somit auch eine Verdienstmöglichkeit vieler Männer, die nach den Feldarbeiten in den »Holzschlag« gingen“ 

Letzteres hätte den um die Sandbindung besorgten Josef Wessely nicht begeistert. Auf die weiteren Erinnerungen auch von 

Emmi Hinkofer-Walter soll noch eingegangen werden. 

 

Literatur 

Mramoraker Bildband. Bilder und Berichte aus dem Leben einer donauschwäbischen Dorfgemeinschaft im Bnat, Blieskastel 

1985; 

Josef Wessely: Der Europäische Flugsand und seine Kultur. Besprochen im Hinblicke auf Ungarn und die Banater Wüste insbe-

sondere, Wien 1873 (https://books.google.de/books?id=U55gdMBpGLoC). 

 

Fortsetzung folgt 
 

Herbert Karl 
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RÜCKBLICK 

Mit Tempo 100 in die Stagflation? 

 
von August Dobbeling 

 

29. November 1973 

 

Österreich, so monierten Warner immer wieder in den letzten Tagen, sei keine Insel der Seligen. Das ist 

zweifellos richtig. Die internationale Energie- und Rohstoffverknappung geht gewiß nicht spurlos an uns 

vorbei. Im Gegenteil: Wir sind sogar infolge der unterlassenen Krisenbevorratung in einer besonders 

prekären Situation. 

 

Mag sein, daß auch diesmal wieder unsere Regierung mehr Glück als – Vorsicht besitzt und eine überraschende Lockerung des Ölboykotts ihr über die Run-

den helfen wird. Verlassen sollte man sich doch lieber nicht darauf. 

 

Aber die Daumenschrauben für den Fetisch Auto und die viel gravierendere Mangelsituation bei Heizölen sind nicht die schlimmsten Folgen der Ölkrise, um 

so mehr als diese zwar spektakulär im Vordergrund steht, in Wirklichkeit aber nichts anderes als ein Teil einer generellen Energie- und Rohstoffkrise ist, 

deren voller Umfang erst Schritt für Schritt in den nächsten Jahren evident werden wird. 

 

Zwar besitzt Österreich keine eigene Autoindustrie größeren Um-fangs, aber viele unserer Industriebetriebe sind direkte oder indirekte Zulieferer der inter-

nationalen Kfz-Konzerne und daher in weiterer Folge auch in Mitleidenschaft gezogen. Dazu ist der für Österreich so wichtige Fremdenverkehr weitgehend 

auf den Autotouristen abgestellt. Weiter dürfen wir nicht vergessen, daß die Ölkrise auch den Flugverkehr – und damit abermals den Tourismus – trifft, und 

daß unter Umständen früher oder später auch die Seilbahnen unter dem Energiemangel leiden könnten. Dies alles träfe Österreich empfindlich. 

 

Überhaupt wird den sonstigen Wirtschaftlichen Auswirkungen allein schon der Ölkrise zuwenig Beachtung geschenkt. Viele Fabriken verwenden nämlich öl 

als Energieträger und die ganze petrochemische Industrie hängt am „flüssigen Gold“. Hier überall können bei Anhalten der Krise Restriktionen notwendig 

werden, die auch Konsequenzen für den Arbeitsmarkt haben. 

 

Dabei ist, wie schon gesagt, der Ölmangel nur ein Teil allgemeiner Verknappungserscheinungen auf dem Primärsektor, so daß ein Ausweichen auf andere 

Energiearten nur sehr bedingt möglich ist und Engpässe auch auf anderen Gebieten auftreten können, ja sich bereits in Form einer kontinuierlichen Preis-

steigerung schon seit längerem auf den internationalen Rohwarenmärkten bemerkbar machen. 

 

Diese konjunkturbremsenden Faktoren von der Versorgungsseite her treffen die österreichische Wirtschaft – genauso wie die internationale – in einem 

denkbar ungünstigen Zeitpunkt. Auch ohne Energie- und Rohmaterialkrise droht die maßlose Konjunkturüberhitzung der letzten Jahre nunmehr in die Sta-

gnation umzuschlagen. 

 

In Amerika macht man sich ernstlich Sorgen wegen einer neuen Baisse und in Deutschland gibt es bereits mehr als 70.000 Kurzarbeiter. Weitere Betriebe 

haben Kurzarbeit schon beantragt. Nicht anders ist die Situation in den übrigen europäischen Staaten. Die zusätzlichen Bremselemente von der Materialsei-

te her sind deshalb besonders peinlich, ja sie machen die traditionellen Konjunkturbelebungsmaß-nahmen – wie beispielsweise forcierte staatliche Investiti-

onstätigkeit und Stärkung der Kaufkraft – zu einem sehr problematischen Auskunftsmittel. 

 

Dies ist um so mehr der Fall, als allen Warnungen zum Trotz die Inflationsbekämpfung während der Hochkonjunktur von den meisten Regierungen nicht 

ernst genug genommen wurde. Konjunkturbelebungsmaßnahmen, wie sie im nächsten Jahr vielleicht notwendig werden könnten, wirken nahezu immer 

inflationär. 

 

Dies wäre nicht weiter tragisch, könnten wir von einer einigermaßen stabilen Basis ausgehen. Aber der gegenwärtig ohnehin schon trabenden Inflation 

neue Inflationsimpulse zu geben, ist nicht nur sehr riskant, sondern womöglich auch noch wirkungslos: Hat nämlich die Inflation ein gewisses Ausmaß er-

reicht, dann spricht die Wirtschaft auf inflationäre Impulse nur noch sehr schwach an. Es müssen Überdosen verabreicht werden, die – abgesehen von der 

sozialen Ungerechtigkeit jeder Inflation – die Wirtschaft krank machen und sie letzten Endes in eine lang anhaltende Baisse treiben können. 

 

Was uns also jetzt droht, ist die Stagflation, die Kombination von Inflation und Stagnation. Schon unter normalen Umständen ist das eine sehr gefährliche 

und schwer zu behandelnde wirtschaftliche Krankheit, weil Konjunkturbelebungsmaßnahmen inflationistisch und Inflationsdämpfungsmaßnahmen konjunk-

turschwächend wirken, also die Bekämpfung der Krankheit auf der einen Seite zwangsläufig deren andere Seite verschlimmern muß. Es droht uns also jetzt 

das berüchtigte britische Stop-Go-System, mit dem die Stagnation nicht beseitigt wird und bei dem die Inflation immer zunimmt. 

 

Die Mangelerscheinungen auf dem Primärsektor machen solche Konjunkturbelebungsmethoden besonders dubios. Was soll eine Flut von neuen Aufträgen 

an eine Wirtschaft, die diese entweder mangels Material und Energie überhaupt nicht erfüllen kann oder die benötigten Mengen nur zu Überpreisen erhält? 

Dadurch würden nämlich die schon von Haus aus wirksamen Inflationsimpulse von Konjunkturbelebungsmaßnahmen potenziert. 

 

Die Gefahr nicht nur in Österreich, aber besonders hier, besteht nun darin, daß die Wirtschaftspolitiker diese Situation nicht rechtzeitig erkennen und daher 

die falschen Konsequenzen daraus ziehen könnten. Sie ist bei uns um so größer, als unsere Regierung offenbar entschlossen ist, hauptsächlich die Inflation 

als Konjunkturinstrument einzusetzen. Operierte sie doch schon völlig unsinnig in Zeiten der Hochkonjunktur mit dem Slogan „Inflation oder Arbeitslosig-

keit“. 

 

Was wir heute brauchen, ist eine sehr elastische Wirtschaftspolitik, die externe Dämpfungsfaktoren nicht mit aller Gewalt zu konterkarieren sucht, sondern 

vielmehr bestrebt ist, die Entwicklung im Griff zu behalten und gleichzeitig die zweifellos vorhandene und auf die Dauer nicht aufrechtzuerhaltende Konjunk-

turüberhitzung abzubauen. Zugegeben, es muß konjunkturpolitisches Neuland betreten werden. Aber dieser mutige Schritt läßt sich nicht mehr vermeiden, 

weil die sicheren Methoden von einst heute die unsichersten geworden sind. 

 

Quelle: https://www.furche.at/meinung/mit-tempo-100-in-die-stagflation-6823022 
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Presseschau 

 
Ruhestand im Schützengraben? Grüne stellen 
Wehrpflicht für Ältere zur Debatte 
 

von Johanna Urbancik 

25/03/2026 

 

Die Grünen-Chefin bringt die Debatte um Gene-
rationengerechtigkeit neu in Gang – und stellt die 
einseitige Belastung junger Menschen offen in-
frage. 
 
Warum sollen nur junge Menschen von einer 

Wehrpflicht betroffen sein, und nicht "die Alten", 

fragte Grünen-Parteichefin Franziska Brantner in 

einem Interview mit der Welt. 

 

Bereits vergangenes Jahr haben die Grünen in Bayern eine Dienstzeit für alle bis zum 67. Lebensjahr in der Form eines 
„Freiheitsdienstes“ vorgeschlagen. Wie Thomas Wiegold in seinem Blog Augen Geradeaus berichtet, schlugen die bayrischen Grünen 

einen Dienst vor, der zwischen dem 18. und 67. Lebensjahr zu leisten ist und für „alle mit festem Aufenthalt in Deutschland unabhängig 

von Staatsbürgerschaft oder Geschlecht“ gilt. 

 

Im Interview mit der Welt begründet Brantner ihre Forderung mit der Generationengerechtigkeit. 
 

„Wir müssen Gerechtigkeitsfragen, die diese Generation umtreiben, beantworten“, so Brantner. „Wer zahlt die Schulden zurück? Oder 
die Wehrpflicht, ich überspitze mal bewußt: Warum eigentlich nur für die Jungen? Was machen die Alten? Die Rente: Was kommt ei-

gentlich in der jungen Generation an? Wie kommt sie im Zeitalter von KI noch an gute Jobs? Was ist, wenn jemand nicht mehr zu Hause 

ausziehen kann, weil die Mieten zu hoch sind? Ich habe mir vorgenommen, diese Fragen noch stärker ins Zentrum zu stellen.“ 

 

Das seit Januar in Kraft getretene Neue Wehrdienstmodell der aktuellen Regierung sieht vor, daß alle 18-jährigen ab dem Jahrgang 

2007 einen Fragebogen der Bundeswehr erhalten. 

 
Für Frauen ist eine Beantwortung der Fragen freiwillig, für Männer hingegen verpflichtend. Das liegt vor allem daran, dass eine Ände-

rung der Wehrpflicht eine Änderung des Grundgesetzes vorsieht, die die Regierung unter Kanzler Friedrich Merz (CDU) nicht hat. Das-

selbe würde auch für eine Änderung der Altersobergrenze gelten. 

 

In Friedenszeiten endet die Wehrpflicht für Männer nach Vollendung des 45. Lebensjahres. In einem möglichen Spannungsfall verlän-

gert sich der Pflichtdienst um 15 Jahre. Die Altersgrenze ist in dem Fall erst ab dem 60. Lebensjahr erreicht. 

 

Wehrpflicht oder ein sozialer Pflichtdienst für Senioren? 
 
Brantner ist nicht die erste, die eine Art Pflichtdienst für ältere Menschen vorgeschlagen hat. Generationenforscher Klaus Hurrelmann 

sagte in einem Interview mit dem NDR vergangenes Jahr, dass auch ihn die Generationenfrage beschäftige. Er fragte, warum die älte-

ren Generationen grundsätzlich von einem Pflichtdienst ausgenommen werden sollten und schlug ein Pflichtjahr für Senioren als „eine 

Geste, die Generationengerechtigkeit“ vor. 

 

Auch der Ökonom Marcel Fratzscher hat sich in einem Interview im August 2025 mit dem Spiegel für ein verpflichtendes Soziales Jahr 
für alle Rentner ausgesprochen. 

 

Der Sozialverband VdK weist die Idee jedoch entschieden zurück: Präsidentin Verena Bentele bezeichnet sie als „Schnapsidee“ und 

kritisiert, dass Rentner zunehmend für gesellschaftliche Probleme verantwortlich gemacht würden. 

 

Viele ältere Menschen engagierten sich bereits heute intensiv – etwa in der Pflege von Angehörigen, bei der Kinderbetreuung oder im 

Ehrenamt – und leisteten damit einen wichtigen Beitrag für die Gesellschaft. Ein verpflichtendes Jahr sei dem VdK zufolge daher weder 
notwendig noch respektvoll gegenüber ihrer Lebensleistung. 

 

(Bild: AP) 

 

Quelle: https://de.euronews.com/2026/03/25/ruhestand-grune-wehrpflicht-senioren 
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Geschichte kontrovers 

 
Die Weltwirtschaftskrise 1929 in Ost-
preußen: Die Landwirtschaft 
Teil 5 

 

Noch vor Ausbruch der Weltwirtschafts-

krise im Oktober brachte die Frankfurter 

Zeitung vom 6. März 1929 einen Artikel 

Wieso die Landwirtschaft auf Selbsthilfe 

setzen muss. Ein Bauer, aus welcher Re-
gion er stammte, geht aus dem Beitrag 

nicht hervor: 

„Falsche Wirtschaftspolitik, un-

genügender Zollschutz, zu hohe 

Steuerlasten, untragbare soziale 

Lasten, allzuhohe Zinssätze, 

hohe Arbeitslöhne, Mißverhält-

nis zwischen den Preisen für 
Betriebsmittel und landwirt-

schaftliche Produkte usw., wer-

den als Hauptursache der Krise 

in den Vordergrund gestellt. Die 

Berechtigung mancher Klage kann nicht bestritten werden, aber es ist verkehrt, in den Massen der Notleidenden immer 

wieder die Vorstellung zu erwecken, als ob nur der Staat helfen könne.“ 

Dieser unbekannte Landwirt, der sich auch um die Weiterbildung der Bauern kümmerte, beklagt, daß diese nach wie vor an 
ihrem den Unbilden der Natur ausgesetzten Getreideanbau festhielten, ein Phänomen dem wir auch in Ostpreußen der 1920er 

begegnen. ( 

 

Die Entwicklung der ostpreußischen Landwirtschaft hing sehr stark von den wechselvollen Erträgen an landwirtschaftlichen 

Primärstoffen im In- und Ausland ab. Durch die besonderen Naturgegebenheiten der verkürzten Vegetationsperiode war die 

Provinz noch besonders benachteiligt und gerade in den 1920ern gab es 1919, 1924, 1925 und 1926 extreme Verluste durch 

Frost, Auswinterungs- und Wasserschäden: 

„Im Frühjahr 1928 setzte infolge der beeinträchtigten Ernte des Vorjahres nicht nur Mangel an Saatgut ein, den die 

Reichs- und Staatsregierung mit 1,2 Mill. RM Saatgut-Kredite bekämpfen mußten, sondern darüber hinaus erheischten 

neue Witterungsschäden in mehreren Kreisen zusätzliche Hilfen. 1929 schien sich zu wiederholen, was die Jahre seit 

1924 bereits gebracht hatten, denn es wurden für einige Kriese durch die Reichsregierung noch weitere Saatgut-Kredite 

bewilligt, und der Landwirtschaftsverband sowie die Landwirtschaftskammer machten Auswinterungsschäden geltend, 

deren Ausmaß sie amtlich festgestellt haben wollten“ (Hertz-Eichenrode, S. 139f.). 

Als im Sommer 1932 über mehreren östlichen und südlichen Kreisen schwere Unwetter niedergingen, beschloß die Reichs- und 

die Staatsregierung einen weiteren Kredit von 1 Millionen RM. Die instabile Konjunkturlage ab 1924 verschärfte diese naturbe-

dingten Widrigkeiten, so daß viele landwirtschaftliche Betriebe ums wirtschaftliche Überleben kämpfen mußten. 

 

Die ostpreußische Landwirtschaft war gekennzeichnet durch die Dominanz der landwirtschaftlichen Großbetriebe (über 100 

ha), diese hielten 39,2 % der Nutzflächen; im Reichdurchschnitt waren es lediglich 20,2 %; im Kreis Bartenstein machte der An-

teil der Großbetriebe sogar 68,9 % aus. Dennoch gab es viele Kreise in denen die Mittel- und Kleinhöfe dominierten. Auf diese 

historisch gewachsenen Diskrepanzen kann hier nicht weiter eingegangen werden. 

 

Die Besitzstruktur hatte sich in Ostpreußen in den letzten Jahren vor der Weltwirtschaftskrise (Bild: New York 24. Okt. 1929) 

nicht wesentlich verändert: 1925 betrug der Großgrundbesitzanteil 50,6 % der Nutzflächen; die Betriebe mit mehr als 200 ha 

Größe bewirtschafteten 41,5 % der Flächen: 

„Nicht mehr als 1,9 % aller landwirtschaftlichen Betriebe in Ostpreußen verfügten über jene 50,6 % der Gesamtfläche, 

und das Areal des Großgrundbesitzes ab 200 ha ballte sich in 0,9 % der Betriebe zusammen. Unter den Größten der 

Großen war nach wie vor der Adel dominierend“ (Hertz-Eichenrode, S. 136). 

Fortsetzung auf S. 9 
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Fortsetzung von S. 8 

Bemerkenswert ist, daß im Laufe der 

Agrarkrise sich der bürgerliche Großgrund-

besitz bis 1930 vermehrt hatte und da-

durch auch ein Übergewicht in den traditi-

onsreichen landwirtschaftlichen Organisa-

tionen erlangte. Dennoch ist anzumerken, 

„daß die Vorherrschaft bürgerli-

cher Landwirte in den agrarischen 

Organisationen nicht gleichbedeu-

tend mit einem Aufrücken der 

bäuerlichen Landwirte in die maß-

gebenden Positionen ist. Selbst 

innerhalb des Ermländischen Bau-

ernvereins, der in seinem Namen 

nach ein bäuerlicher Verband sein 

wollte, befanden sich die Großwir-

te in der Vorhand“ (Hertz-

Eichenrode, S. 137). 

Die Dominanz des Großgrundbesitzes war auch in der Weimarer Republik „noch unerschüttert“ (ebd.). Durch die Siedlungshilfe 

und anderen finanziellen Hilfen stieg die Zahl der Beschäftigten in der Landwirtschaft und im Nahrungsmittelsektor. (Tabelle: 

Richter, S. 260). 

 

Mehr als die Hälfte (etwa 52 %) des ostpreußischen Gesamtareals war Ackerland, hier wurde Getreide (schwerpunktmäßig 

Roggen und Hafer), Hackfrüchte (zumeist Kartoffeln und Futterpflanzen – überwiegend Klee – angebaut. Es dominierte die Pro-

duktion von Futtermittel, 

„denn die Anbaufläche für Gerste, Hafer, Futterrüben, Klee und andere Futterpflanzen, verbunden mit dem Bestand an 

Brache, Wiesen und Weiden, belief sich auf 68 % der landwirtschaftlichen Nutzfläche, wobei noch die Tatsache unbe-

rücksichtigt ist, daß die Roggen- und Kartoffelernte ebenfalls zu großen Teilen verfüttert wurde“ (Hertz-Eichenrode, S. 

141). 

Somit dominierte die Viehzucht die ostpreußische Landwirtschaft und die Haupteinahmen stammten vom Verkauf tierischer 

Produkte: In den Jahren 1925 bis 1930 hat die Ausfuhr von Lebendvieh (Schweine, Rinder und Pferde) und tierischen Erzeugnis-
sen das Vorkriegsniveau mengen- und wertmäßig überschritten (ebd.). 

 

Die klimabedingte Anfälligkeit des Getreideanbaus ließ viele Bauern auf die Viehhaltung umsteigen; entsprechend stieg der 

Bestand an Schweinen und Rindern an, mit letzterem verbunden stieg auch die Molkereiproduktion ab Mitte der 1920er. 

 

Diese Diversifizierung konnte aber nicht verhindern, daß die Absatzschwierigkeiten bei Getreide ab 1928 zu einer Agrarkrise 

führten (Hertz-Eichenrode, S. 144). – Somit verwies auch der Landwirtschaftssektor in Ostpreußen schon vor dem Ausbruch der 
Weltwirtschaftskrise Anzeichen einer Depression gekennzeichnet durch Überproduktion aus. 

 

Die Anzahl der landwirtschaftlich verarbeitenden Unternehmen war relativ groß; es sollen hier lediglich zwei Beispiele heraus-

gegriffen werden. Der technische Fortschritt durch die Elektrifizierung und die Erfindung der Schrottmühle führten dazu, daß 

die Anzahl der kleineren, mittleren und regionalen Mühlen zunahm. Die großen Mühlbetriebe scheinen die Konjunkturverläufe 

der 1920er relativ unbeschadet überstanden zu haben, auch wenn die Isolation der Provinz eine gewisse Rolle spielte. 

 
Die Prangmühlen AG aus Gumbinnen war neben der Königsberger Walzmühlen AG die größte Weizenmühle des Ostens. Die 

erste Mühle der Prangs wurde bereits 1642 mit Wasserkraft betrieben; Artur Prang leitete den Betrieb seit 1877. Ab 1884 wur-

de die Mühle mit einem Durchlauf von 1.400 Zentner pro Tag mit Dampfkraft betrieben. 1909 wurde die Prangmühlen AG ge-

gründet und erreichte vor dem Weltkrieg eine Kapazität von 4.000 Zentner pro Tag. Mit Kriegsende entfiel das Exportgeschäft 

hatte 1919 immerhin noch 130 Beschäftigte; man mußte sich auf das lokale und das deutsche Inlandsgeschäft beschränken. 

 

Fortsetzung auf S. 10 
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Fortsetzung von S. 9 

Mitte der 1920er griff man die Idee eines großen Fleischwarenindustriekomplexes 

auf: Mit 4 Millionen RM aus dem Reichsernährungsministerium und Krediten sollte 

das Unternehmen gegründet werden. Die Ostpreußischen Fleischwarenwerke AG 

Königsberg (OFLAG) sollte 

„den Interessen der ostpreußischen Landwirtschaft dienen, indem sie die 

bisher einseitige Abhängigkeit vom Berliner Fleischmarkt durch eine export-

orientierte Fleischproduktion der Provinz ergänzte und den Landwirten einen 

günstigen Abnahmepreis für das Schlachtvieh gewährte. Zu ihren Gründern 

haben nicht nur die Landwirtschaft und die Stadt Königsberg gehört, sondern 

auch Banken und verschieden Industriezweige“ (Hertz-Eichenrode, S. 129). 

Organ dieser Interessenvereinigung wurde das am 16. Dezember 1927 gegründete 

„Studiensyndikat zur Untersuchung ostpreußischer Wirtschaftsfragen“ deren Ge-

schäftsführer wurden die bekannten Großlandwirte Adolf von Bartocki und Walde-

mar Sehmer-Karmitten. Aufwendig bewarb das Syndikat die zu gründende Fleischver-

wertungsanlage, u.a. mit bereits fest vereinbarten Lieferungen in die USA von jähr-

lich über 4 bis 5 Millionen RM Umsatz. 

 

Im Gegensatz zu anderen hochtrabenden Projekten wurde die OFLAG 1929 dann doch gegründet und der Betrieb aufgenom-

men: 

„Aber bereits 1931 war sie kläglich gescheitert: Finanziell und wirtschaftlich festgefahren, mußte sie den Betrieb wie-

der einstellen und sich nachsagen lassen, daß sie ein »Fall typischer agrarischer Mißwirtschaft« gewesen sei“ (Hertz-

Eichenrode, S. 129). 

Es war eben ein Projekt zur Unzeit, hatte aber auch seine positive Seite: 

„Mag der Fehlschlag der OFLAG in materieller Hinsicht nicht unverdient gewesen sein, so war er trotzdem bedauerlich, 

denn an und für sich war der Gedanke, die Lebensmittelindustrie Ostpreußens auszubauen, richtig“ (Hertz-Eichenrode, 

S. 130). 

Diese sicherlich nicht neue Idee wurde im Zuge der Wirtschaftsförderung nach 1933 aufgenommen. 

 

Am 18. Mai 1929 wurde das Ostpreußengesetz vom Kabinett Hermann Müller beschlossen; es sollte der Landwirtschaft und 

der Ernährungswirtschaft durch Siedlungskredite, Zinszuschüsse und staatliche Garantien unter die Arme greifen. 

 
Nochmals unser unbekannter Bauer aus der Frankfurter Zeitung: 

„Von der Selbsthilfe wurde zwar in den letzten Jahren mehr geredet und geschrieben als früher, aber schon heißt es in 

dem Aufruf der landwirtschaftlichen Organisationen: »Trotz aller Selbsthilfeversuche dauern die Verluste in der Land-

wirtschaft an.« Als ob man von Versuchen zur Selbsthilfe sofort eine durchgreifende Verbesserung der Gesamtlage er-

warten könne. 

Die Große Masse der Landwirte ist darüber nicht im Klaren. Daß wir an einem Wendepunkt in der Geschichte der deut-

schen Landwirtschaft stehen, der sich etwa vergleichen läßt mit der Steinschen Agrarreform im Anfang des vorigen 
Jahrhunderts“. 

Durch das Reichsernährungsprogramm im Dritten Reich erfuhr die ostpreußische Landwirtschaft und damit auch die Nahrungs- 

und Genußmittelindustrie einen gewaltigen Wachstumsschub. Auf das umfangreiche Thema Wirtschaftsförderung des Dritten 

Reiches kann hier nicht eingegangen werden. 

 

Literatur 

 
Dieter Hertz-Eichenrode: Politik und Landwirtschaft in Ostpreußen 1919 – 1930. Untersuchung eines Strukturproblems in der 

Weimarer Republik, Köln, Opladen 1969; 

Friedrich Richter: Beiträge zur Industrie- und Handwerksgeschichte Ostpreußens 1919 – 1939, Stuttgart 1988. 

 

Fortsetzung folgt 

 

Herbert Karl 
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KLAPPENTEXT 

Die Kindheit unserer Generation: 

Wir kannten Krieg, Flucht, Flüchtlingstrecks, Luftangriffe, Besatzungs-

truppen, Lebensmittelmarken, Hunger. Wir sahen Kriegsversehrte, die 

sich auf Krücken dahinschleppten, Fremde, die in zerschlissenen Unifor-

men, mit Beuteln behängt, über die Straßen zogen. Heimkehrer, die 

Heimatlose waren. Familien, die Angehörige suchten, die nicht wußten, 

wohin und wovon leben. 

 

Deutsch - das hieß damals, unmittelbar nach dem Kriege, zu denen zu 

gehören, die plötzlich nichts mehr hatten, fremd waren. Millionen wa-

ren von Haus und Habe vertrieben, über Nacht in Not und Elend ge-

stürzt. 

 

Deutschland – das waren in unserer Kindheit Ruinen, Trümmer. Lager – 

für Flüchtlinge, Heimatlose, Gefangene. Wir lebten in Besatzungszonen, 

erlebten ein Gewimmel von Dialekten, umgefärbten Uniformen, Ver-

stümmelten, Fremden. Ein Volk zu Fuß. Deutscher sein, das hieß Nah-

rung besorgen müssen, wo es nichts gab, Brennmaterial heranschaffen, 

wo keines war, Angehörige suchen, von denen man nichts wußte, eine 

Behausung herrichten, wo man nicht hingehörte. Und allzu oft Miß-

handlungen erleiden, Demütigungen erfahren, hilflos und entwurzelt 

sein. Mangel an allem. Es hieß Aufräumen. Neu anfangen. 

Die Kindheit in einer solchen Zeit hat uns geprägt. 

 

PRESSETEXT 
 

„Kindheit in den Kriegs- und Nachkriegsjahren“ – 

Zeitzeugen berichten von Mut, Verlust und dem Wiederaufbau 

Deutschlands 

 

Mit dem Band „Kindheit in den Kriegs- und Nachkriegsjahren“ legt 

der Verlag Book-Today ein eindrucksvolles Zeitdokument deutscher 
Geschichte vor. Das Buch versammelt persönliche Erinnerungen 

von Angehörigen des 12. Generalstabslehrgangs des Heeres, die als 

Kinder den Zweiten Weltkrieg, Flucht, Zerstörung und die schwieri-

gen Jahre des Neubeginns erlebt haben. Herausgegeben im Auftrag 

dieses Offiziersjahrgangs, ist das Werk zugleich eine bewegende 

Sammlung individueller Schicksale und ein bedeutender Beitrag zur 

Erinnerungskultur unseres Landes. 

 
Die Autorinnen und Autoren schildern eindringlich ihre Kindheit 

zwischen Bombennächten, Luftschutzkellern, Flucht und Heimat-

verlust. Zugleich berichten sie von Zusammenhalt, familiärer Stärke 

und dem unerschütterlichen Willen, nach den Katastrophen der 

Zeit wieder Hoffnung zu schöpfen. Ihre Geschichten führen den 

Leser von den Städten im Bombenhagel über die dramatischen 

Fluchtwege aus dem deutschen Osten bis in die ersten Jahre des 
Wiederaufbaus. Dabei entsteht ein vielschichtiges Bild einer Gene-

ration, die schon früh Verantwortung tragen musste und deren 

Erfahrungen ein ganzes Leben prägten. 

 

Die Erinnerungen zeigen, wie Kinder und Familien in einer Zeit gro-

ßer Not Mut, Disziplin und gegenseitige Hilfe bewahrten. Trotz 

Hunger, Zerstörung und Entwurzelung gelang es vielen, neue Per-
spektiven zu finden und am Wiederaufbau eines friedlichen und 

freien Deutschlands mitzuwirken. Diese Generation legte mit Fleiß, 

Pflichtbewusstsein und Heimatverbundenheit die Grundlage für 

den späteren Erfolg unseres Landes. 

 

„Kindheit in den Kriegs- und Nachkriegsjahren“ ist damit weit mehr 

als eine Sammlung persönlicher Erinnerungen. Das Buch ist ein be-

wegendes Zeugnis deutscher Geschichte, das die Erfahrungen einer 
ganzen Generation bewahrt und zugleich jungen Menschen ver-

deutlicht, welche Kraft aus Zusammenhalt, Verantwortung und 

Liebe zur Heimat entstehen kann. 

 

Mit Respekt vor den Erlebnissen dieser Zeit und mit Dankbarkeit 

gegenüber den Menschen, die unser Land nach schwersten Jahren 

wieder aufgebaut haben, lädt dieses Werk dazu ein, zuzuhören, zu 
erinnern und aus der Vergangenheit für die Zukunft zu lernen. 

Das Buch ist Buchhandel oder direkt beim Verlag www.book-

today.de bestellbar. 

Anforderung von Rezensionsexemplaren unter Nennung der Publi-

kation oder als kostenfreies Ansichtsexemplar für die Aufnahme in 

Ihrem Katalog/ Ihrer Verkaufsplattform direkt beim Verlag Book-

Today E-Mail:  info@book-today.de 

Die nächste Büchermesse Seitenwechsel findet 

am 7. und 8. November 2026 statt. 

HALLE MESSE, 06116 Halle (Saale), Messestr. 10 
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Erinnern 

 

Der Deutsche Orden: Von Akkon via Burzen- ins heidnische Preu-

ßenland 

Teil 3 

 

Die Umleitung des Vierten Kreuzzuges durch die Venezianer nach 

Konstantinopel, dessen Eroberung am 13. April 1204 und die Er-

richtung des Lateinischen Kaiserreiches veränderte die geopoliti-

sche Lage nicht nur Kleinasiens, sondern auch die auf der Balkan-

halbinsel: Byzanz fiel als lokale Ordnungsmacht aus. 

 

Seit Beginn des 12. Jahrhunderts expandierte Ungarn in alle Him-

melsrichtungen: Es mußte sich gegen polnische und deutsche 

Machtansprüche behaupten. 1102 wurde Kroatien einverleibt und 

das byzantinische Dalmatien wurde mehrfach überrannt. Dadurch 

wurde man direkter Anrainer von Venedig und insbesondere von 

Byzanz. Dieses versuchte mehrfach sich der ungarischen Expansi-

on zur erwehren. Serbien erkannte 1202 die ungarische Oberho-

heit an und im nächsten Jahr stellte sich auch Bosnien unter die 

ungarische Schutzherrschaft und der römischen Kurie. 

 

Das von Ungarn beherrschte Siebenbürgen war entsprechend in 

diese Entwicklungen eingebunden, war durch seine unruhige Süd-

grenze direkt betroffen. An dieser lagerten die durch das Geschie-

be der auslaufenden Völkerwanderung noch nicht zur Ruhe ge-

kommenen Völkerschaften: Die Petschenegen, die Uzen, und vor allem die Kumanen. Mehrfach versuchte Byzanz mit deren 

Hilfe die Expansion des ungarischen Königreichs aufzuhalten. 

 

Einen bedeutenden Feldzug unternahmen die Byzantiner 1166 durch einen Doppelangriff auf Slawonien und im Verbund mit 

den Kumanen durch die Südkarpatenpässe auf Siebenbürgen. Letzteres war durch das sogenannte Gyepü-System gesichert. 

Gyepü (ung., dt. Rasen Terminus Technikums: Grenzödland) war ein aus der Nomadenvergangenheit der Madyaren übernom-

mener Grenzverhau; dieses war ein 1 bis zu 40 Kilometer breiter, unbewohnter und bewußt der Natur überlassener bewalde-

ter Streifen, der die Reiterscharen abschrecken sollte. An übersichtlichen Stellen wurden zusätzlich mit Palisaden bewehrte 

Erd- später Steinburgen gebaut (Bild: Rekonstruktion eines Gyepü-Durchlasstors in Eisenburg/Vasvár) 

 

Hinter diesem Gyepü-System wurden Grenzwächter, oft auch aus anderen Völkerschaften stammend, mit ihren Familien in 

Zehnerschaften organisiert, angesiedelt. Diese waren von Steuern und Abgaben befreit. Diese Art der Grenzwache ging auf die 

Nomadenzeit zurück und hatte zwei Aufgaben: Die mit Bogenschützen bewaffneten Grenzer sollten die Grenze bewachen und 

die feindlichen Bewegungen beobachten. Diese Art der Grenzsicherung stieß mit dem massiven Mongoleneinfall 1241 an seine 

Grenzen. 

 

In Siebenbürgen unterlagen die Grenzverhaue einer steten Verschiebung nach Süden; so wurden Mitte des 12. Jahrhunderts 

diese von der Mieresch (rum. Mureş) an die Kokel-Alt (rum. Târnava-Olt) verlegt und mit neuen Verhauen gesichert. Hinter 

diesen wurden christianisierte und seßhaft gewordene Petschenegen und Urzen aber auch die ersten deutschen Kolonisten 

aus Flandern und dem unteren Rheinland angesiedelt. Das Burzenland lag südlich des Alts und war durch den Abzug der 

Szekler nach Osten zur Sicherung der Ostkarpatenpäße nur dünn besiedelt und offenbarte eine Lücke im Gyepü-System. Diese 

Bresche sollte nun durch die „Belehnung“ des Deutschen Ordens mit dem Burzenland 1211 geschlossen werden. 

 

Seit 1210 war Hermann von Salza der Hochmeister des Deutschen Ordens; er stammte aus dem thüringischen Langensalza. Die 

Kontakte dieses agilen und gut vernetzten Mannes zum ungarischen König Andreas II. kamen mit großer Wahrscheinlichkeit 

über des Letzteren Familienbande nach Thüringen zustande: Andreas Tochter wurde noch als Kind mit Ludwig, dem Sohn des 

Landgrafen von Thüringen, verlobt und später verheiratet. Eine Rolle könnte auch noch gespielt haben, daß Bertold, der jüng-

ste Bruder von Andreas II. Frau Gertrud von Andechs-Meran, von diesem, trotz Bedenken aus Rom, 25-jährig zum Erzbischof 

von Kalocsa gewählt wurde. Zudem wurde Bertold 1209 noch Ban von Slawonien und 1212 Wojwode von Siebenbürgen. 

Fortsetzung auf S. 13 
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Fortsetzung von S. 12 

 Die Schenkungsurkunde aus 1211, mit der der Deutsche Orden mit dem Land der terra Bozza bedacht wurde, ist nur in einer 

späteren Kopie erhalten und nicht klar datierbar, denn es heißt darin, im 7. Jahr von Andreas II. Herrschaft. Es sei hier noch 

einmal betont, wie oben schon angedeutet, daß „Bozza“ seinerzeit nicht effektiv zum Königreich gehörte, denn es lag außer-

halb des Gyepü-Systems. In der Urkunde wird Bozza  zudem noch als „terre desertam et inhabitatam“, also als wüstes (ödes) 

und unbewohntes Land bezeichnet, was in der Forschung nach wie vor umstritten ist. 

Als gesichert kann gelten: 

„»In  der dynast ischen Verbindung wird also  der aussch laggebende Grund für die Berufung des Deut-
schen Ordens in  das Burzenland zu  suchen sein.« (K. Militzer). Durch die Königsurkunde von 1211 wurde dem Orden 

jedenfalls ein Gebiet in den Grenzen zwischen dem Burzenländer Gebirge im Süden, dem Fluss Alt im Norden, der Burg Halma-

gen im Westen und dem Tartlaubach im Osten zu dauernden und freien Besitz übertragen“ (https://kulturstiftung.org/

zeitstrahl/das-burzenland-wird-erstmals-urkundlich-erwaehnt). 

So gibt es die Schenkungsurkunde aus dem Jahre 1211 wieder, die bei Baumgarten (S. 86 f.) in deutscher Übersetzung vorliegt. 

Diese beginnt: 

„Im Namen der heiligen Dreifaltigkeit und ungeteilten Einheit. Andreas von Gottes Gnaden König von Ungarn, Dalmati-

en, Kroatien, Bosnien, Serbien, Galizien und Lodomerien [Wolhynien], für immer und ewig.“ 

Andreas II. unternahm während seiner Herrschaft ein Dutzend Feldzüge, um diese Ansprüche, insbesondere in Galizien und 

Lodomerien (Ansprüche, auf die die Habsburger als Könige von Ungarn später immer wieder pochen sollten) mit dem Zentrum 

Halitsch, das zeitweilig auch von seinem Sohn regiert wurde, durchzusetzen. Entsprechend war es dem König wichtig, seine 

Südostflanke gesichert zu wissen. Die Hauptaufgabe des Ordens bestand im Schutz des Landes vor den Kumanen, dem Reiter-

volk hinter dem Karpatenbogen, der späteren Walachei. 

 

Dazu war dem Orden erlaubt, hölzerne Burgen und hölzerne Städte zu errichten; der Bau von Steinburgen verblieb ein königli-

ches Privileg. Dem Orden war gestattet, bei Gold- und Silberfunden deren Hälfte zu behalten; die andere Hälfte sollte der Kö-

nigskasse zufließen. In der Urkunde steht zudem: „Ferner haben Wir ihnen freie Märkte und die Zollabgaben der Märkte dieses 

Landes überlassen“ (Baumgärtner, S. 87). Dieser Passus widerspricht der Aussage im gleichen Dokument, daß das Land öd und 

unbewohnt gewesen wäre, was bis heute zu mehrfachen historischen Diskussionen Anlaß bezüglich dem Beginn der Ansied-

lung der Siebenbürger Sachsen gab und gibt. Der Orden war von der Kriegssteuer befreit und hatte eine Reihe von anderen 

Privilegien, so beispielsweise durfte der Wojwode von Siebenbürgen sich nicht bei den Rittern einquartieren. 

 

Diese Sonderprivilegien des Deutschen Ordens lösten bei den ungarischen Magnaten Unmut aus; insbesondere der Verzicht 

des immer von Geldsorgen leidenden Königs auf Abgaben und Zölle stieß auf Unverständnis. 

 

In einer weiteren Urkunde aus 1212 wurde dem Orden auch das Land bis zu den Karpaten zugesprochen. Unbekannt ist, ob 

Hermann von Salza jemals das Burzenland, zu dessen Erwerb er wesentlich beitrug, betreten hat; zumindest wird er in keiner 

Urkunde erwähnt: 

„Die Ordensritter gründeten, zeitweise unter einem magister Theodericus, im Zuge des Landesausbaues, Kronstadt und eine 

Reihe Dörfer mit deutschen Siedlern; zur defensiven Sicherung errichteten sie mindestens sechs Burgen aus Stein“ (https://

kulturstiftung.org/zeitstrahl/das-burzenland-wird-erstmals-urkundlich-erwaehnt). 

Diese und andere Eigenmächtigkeiten führten dazu, daß der Deutsche Orden nicht nur ins Kreuzfeuer der ungarischen Innen-

politik, sondern auch, vor allem durch den unermüdlichen Hermann von Salza – dem Vermittler zwischen Kaiser und Papst –, 

ins Blickfeld europäischer und nahöstlicher Kanzleien, geriet. 

 

Literatur 

 

Wilhelm Andreas Baumgärtner: Der vergessen Weg. Wie die Sachsen nach Siebenbürgen kamen, Erweiterte und verbesserte 

Neuauflage, Bonn; Hermannstadt 2010; 

Georg Gabriel Teutsch: Geschichte der Siebenbürger Sachsen für das sächsische Volk, I. Band: Von den ältesten Zeiten bis 1699, 
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Fortsetzung folgt 

 

Herbert Karl 
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HOH(L)
SPIEGEL: 
Kein Aprilwet-
ter schlägt so 
rasch um wie 
die Stimmung 
der Menge. 
Peter Rosegger 
(1843 - 1918) 
 
HK 

Gerhart Johann Robert Haupt-

mann wurde am 15. November 

1862 in Ober Salzbrunn, Landkreis 

Waldenburg/Schlesien. Geboren; 

er verstarb am 6. Juni 1946 in 

Agnetendorf/Niederschlesien. 

 

„Der Durchbruch als Autor und 

damit die endgültige Entscheidung 

für die Literatur erfolgte seit den 

späten 1880er Jahren. 1888 er-

schien die „novellistische Studie“ 

Bahnwärter Thiel, die sehr schnell 

begeisterte Kritiken erntete und als 

ein naturalistisches Werk im Stile 

Zolas gewürdigt wurde. Die im 

Kleinbürgermilieu spielende Ge-

schichte besitzt aber eine Vielzahl 

ästhetischer Stilmerkmale und ist 

eines der einschneidendsten Wer-

ke der Zeit. 1889 erlebte das Dra-

ma Vor Sonnenaufgang in Berlin 

seine Uraufführung und sorgte für 

heftige Diskussionen, die Haupt-

mann über Nacht bekannt mach-

ten. Weitere Dramen folgten im 

jährlichen Rhythmus und festigten 

Hauptmanns Ruf als Dramatiker: 

Das Friedensfest (1890), Einsame 

Menschen (1891), Die Weber 

1892), Der Biberpelz (1893) sind 

die bis heute bekanntesten unter 

ihnen.“ (https://kulturstiftung.org/

biographien/hauptmann-gerhart). 

 

1912 erhielt Gerhart Hauptmann 

den Literaturnobelpreis  

Gerhart Hauptmann: Vor Sonnenun-

tergang. Ein soziales Dramen 

 

Besprechung 

„Matthias Clausen wird mit 70 Jah-

ren als Ehrenbürger seiner Vater-

stadt, als Geschäftsgründer und -

leiter wie als Wissenschaftler gefei-

ert. Für seine Bekannten und Freun-
de verkörpert er die Einheit von 

Gelehrtem und Geschäftsmann; er 

selbst glaubt nicht, dass er dies 

wirklich erreicht hat. Er möchte ein 

neues Leben beginnen und Inken, 

die Tochter seines Gärtners, heira-

ten. Seine Familie lehnt dies strikt 
ab. Klamroth, sein Schwiegersohn, 

der als Direktor die Firma leitet, 

sieht sein Erbe gefährdet. Inken 

kann durch keine Intrige oder Ver-

suchung vertrieben werden. Als 

aber die Familie versucht, ihn zu 

entmündigen, um einen Verkauf der 
Firma durch Clausen zu verhindern, 

begeht er in dem Gärtnerhaus, wo 

er Inken zum ersten Mal traf, Selbst-

mord. Hauptmann lehnt sich an 

Shakespeares „König Lear“ an, der 

gleichfalls am Undank seiner Kinder 

scheitert. Gleichzeitig spielt er auch 
auf die Liebe des 73-jährigen Goe-

the zur 17-jährigen Ulrike von Levet-

zow an. Lebensweise und Wertkata-

log des Bürgertums sieht Haupt-

mann zutiefst gestört und nicht 

mehr rettbar (https://

www.lesen.bayern.de/9783548235

653/) 

Vor 80 Jahren verstarb Gerhart Hauptmann 
In einer Veranstaltungsreihe erinnerte die Kulturstif-

tung der deutsche Vertriebenen u.a. an seine letzten 

Monate im besetzten Schlesien: 
»Gretchen, darf ich mein Schlesien allein lassen?!«  
 

„Am 7. April 1946 kündigte der durchaus wohlmeinen-

de, als Germanist mit Gerhart Hauptmanns Werk ver-

traute Michail P. Sokolow, Oberst der Roten Armee, 

dem noch immer in Agnetendorf weilenden Literatur-

nobelpreisträger an, dass auch er nunmehr seine schle-

sische Heimat verlassen müsse. Der größte Teil der 

deutschen Bevölkerung war bereits vertrieben, der 

Umstand, dass der greise, inzwischen 83-jährige Dich-

ter trotz des durch die neu errichtete polnische Ver-

waltung ausgeübten Drucks noch in »Haus Wiesen-

stein« lebte, war nur dem besonderen Schutz durch 

die sowjetische Besatzungsmacht zu verdanken. 

Hauptmann, der als ein maßgeblicher Begründer des 

sozialkritischen Dramas galt, genoss auch in der So-

wjetunion hohes Ansehen. Der erschrockene, schon 

lange auch gesundheitlich angeschlagene Dichter, der 

in Schlesien sterben und begraben werden wollte, 

fragte seine Frau Margarete daraufhin, ob er das Land, 

das ihn zutiefst geprägt hatte, denn allein lassen dürfe. 

 

Die letzte schmerzliche Entscheidung wurde Gerhart 

Hauptmann durch den Tod abgenommen. Er starb am 

6. Juni 1946. Bis dahin war der Plan des Dichters Johan-

nes R. Becher, Hauptmann mit sowjetischer Hilfe nach 

Berlin zu holen, angesichts des herrschenden Nach-

kriegschaos nicht zu verwirklichen gewesen. Aber auch 

Hauptmanns Wunsch, in schlesischer Erde seine letzte 

Ruhestätte zu finden, ging nicht in Erfüllung. Aus der 

Befürchtung heraus, dass das Grab des prominenten 

Deutschen sehr schnell das Ziel von gezielter Schän-

dung werden könnte, stimmte die Witwe der Überfüh-

rung des Leichnams nach Hiddensee zu. Auf der vor-

pommernschen Insel hatte Hauptmann jahrzehntelang 

den Sommer zugebracht. Am 28. Juli 1946 wurden 

Gerhart Hauptmanns sterbliche Überreste auf Hidden-

see beigesetzt.“ 

(https://kulturstiftung.org/veranstaltungen/gretchen-

darf-ich-mein-schlesien-allein-lassen-zum-75-todestag-

von-gerhart-hauptmann-1862-1946) 


